
Der Mensch ist eine Synthese
aus Seelischem und Körperlichem.
Doch eine Synthese ist nur denkbar,
wenn sich die beiden Teile
in einem Dritten vereinigen.
Dieses Dritte ist der Geist.
Søren Kierkegaard

Einleitung

„Die posttraumatische Belastungsstörung (PTSD)
ist ein interessengesteuertes Modekonstrukt, an
dem Sie Ihre Patienten nach Möglichkeit vorbei-
steuern sollten. [. . .]

Es ist bis heute nicht möglich, das Konstrukt
PTSD von politischen und historischen Wertun-
gen, von ökonomischen Interessen der Betroffe-
nen und neuerdings auch von ökonomischen In-
teressen der Helfer zu trennen“ [27].

Wäre diese Auffassung eines angesehenen Psy-
chiaters zutreffend, könnte dieser Beitrag, der
sich damit befassen soll, unter welchen Voraus-
setzungen die posttraumatische Belastungsstö-
rung oder andere psychische Störungen als Un-
fallfolgen unter rechtlichen Aspekten entschädi-
gungspflichtig sind, bereits sein Ende nehmen.
Dann wären aber auch diverse Beiträge in diesem
Buch von psychiatrischer, psychosomatischer
und psychologischer Seite überflüssig, könnten
ganze psychologische bzw. psychiatrische Biblio-
theken eingestampft werden und wären viele
höchstrichterliche Entscheidungen falsch, weil
sie ihren Entscheidungen etwas zugrunde legen,

was es gar nicht gibt. Da es ganz offensichtlich ei-
ne posttraumatische Belastungsstörung (PTBS)
und andere psychische Störungen sehr wohl gibt
und auch nach Verkehrsunfällen geben kann,
sind die folgenden Ausführungen nicht über-
flüssig. Dementsprechend hat dann auch Weh-
king im selben Heft wie Dörner eine ganz andere
Auffassung vertreten und nicht nur bestätigt,
dass es eine PTBS gibt, sondern dass diese, wenn
sie nicht rechtzeitig behandelt wird, zu schweren
Beeinträchtigungen führen kann [40].

Worum geht es praktisch?
Hierzu einen Beispielsfall.

Die hier zu besprechende Problematik lässt sich
an einem Fall verdeutlichen, den das Oberlan-
desgericht (OLG) Saarbrücken am 14. 03. 2006
zu entscheiden hatte [30]:

Der Kläger macht Schadensersatzansprüche aus
einem Verkehrsunfall geltend, bei dem der Unfall-
gegner aus Unachtsamkeit auf sein Fahrzeug auf-
gefahren war. Der Streit der Parteien dreht sich da-
rum, ob und welche Gesundheitsbeschädigungen
der Kläger durch die streitgegenständliche Kollisi-
on erlitten hat. Der Kläger macht geltend, er habe
durch den Unfall ein HWS-Schleudertrauma, einen
Gehörschaden sowie eine bleibende psychische
Beeinträchtigung erlitten. Aufgrund dessen sei er
unfallbedingt dauerhaft erwerbsunfähig. Die Er-
werbsunfähigkeit sei als konversionsneurotische
Fehlverarbeitung des Unfallereignisses anzusehen.
Er leide nach wie vor unter den folgenden unfall-
bedingten Symptomen: ständigen Kopfschmerzen,
Schmerzen im Nackenbereich mit einer Einschrän-
kung der Drehbeweglichkeit des Kopfes, ausstrah-
lenden Schmerzen in beide Arme, Gefühlsstörun-
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gen an den Handkanten, Schwindelgefühl, Ver-
minderung der Hörfähigkeit beidseits, chroni-
schem Tinnitus, Sprachstörungen, Konzentrations-
schwierigkeiten, Schluckstörungen, Niedergeschla-
genheit, Müdigkeit, Erschöpfung, Herzbeklem-
mungen, Lichtempfindlichkeit, Brechreiz, chronifi-
ziertem Schmerzsyndrom Stadium III.

Das Landgericht Saarbrücken hatte in 1. Ins-
tanz die Klage abgewiesen und zur Begründung
u. a. ausgeführt, der Kläger habe als Folge des Un-
fallereignisses lediglich eine HWS-Distorsion 2.
Grades erlitten. Die hierdurch bedingten Beein-
trächtigungen seien nach drei Wochen wieder ab-
geklungen gewesen. Die übrigen bei dem Kläger
vorliegenden gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen seien nicht kausal auf den Unfall zurückzu-
führen. Insbesondere habe der Kläger durch den
Unfall weder eine posttraumatische Belastungs-
störung noch eine protrahierte Anpassungsstö-
rung noch eine Konversionsneurose erlitten. Bei
dem Kläger lägen vielmehr eine tiefgreifende De-
pression sowie eine somatoforme Störung vor, die
in keinem Zusammenhang mit dem Unfall stün-
den.

Bevor dargestellt wird, wie dieser Fall zu be-
handeln ist, soll die Gesamtproblematik und die
einschlägige Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs (BGH) und des Bundesozialgerichts
(BSG) erläutert werden.

Die in Betracht kommenden
psychischen Störungen

Wie können – nach einem Unfall – psychische
Störungen/Erkrankungen entstehen? Hier gibt
es mehrere Möglichkeiten:
� Psychische Defizite können sich unmittelbar

aus einer posttraumatischen Schädigung des
Gehirns (hirnorganische Störungen) ergeben.
Diese Störungen können kognitive Störungen
sein (u. a. Aufmerksamkeitsstörungen, Ge-
dächtnisstörungen etc.). Es kann sich aber
auch um hirnorganisch bedingte Wesensver-
änderungen o. ä. handeln.

� Psychische Probleme (wie z. B. Depressionen)
können aber auch Folge von ständigen
körperlichen Symptomen/Beeinträchtigungen,
z. B. Folge einer ständigen Schmerzüberflu-
tung (Kopfschmerzen etc.) sein.

� Sie können aber auch entstehen, ohne dass
ein körperliches Substrat hierfür vorhanden

ist, z. B. allein durch das Miterleben (selbst
ohne eigene Beteiligung) eines schweren Un-
falls.

Welche psychischen Störungen kommen als Un-
fallfolge in Betracht?

Ausgehend von der Klassifikation im ICD 10
(Kapitel V-F) (vgl. Beitrag „Klassifikationen“ in
diesem Buch) kommen folgende Erkrankungen
in Betracht:

F 43: Reaktionen auf schwere Belastungen und
Anpassungsstörungen, im Einzelnen:
� F 43.0: Akute Belastungsreaktion,
� F 43.1: Posttraumatische Belastungsstörung,
� F 43.2: Anpassungsstörungen,
� F 62.0: u. U. auch: Andauernde Persönlich-

keitsänderung nach Extrembelastung.

In Betracht kommen aber auch
F 45: Somatoforme Störungen, im Einzelnen:
� F 45.0: Somatisierungsstörung,
� F 45.4: Anhaltende somatoforme Schmerzstö-

rung
� und ggf. andere somatoforme Störungen.

Psychische Unfallfolgen
in der Rechtsprechung

Insbesondere dem Bundesgerichtshof wurde in
der Vergangenheit und wird auch heute noch
von medizinischer Seite oft der Vorwurf ge-
macht, er würde die Anerkennung psychischer
Symptome als Unfallfolgen ausufern lassen; so
z. B. von Wessels und Castro, die befürchten, die
Anerkennung psychischer Unfallfolgen durch
den BGH, ja das Schadensersatzrecht könnte
ausufern mit negativen Konsequenzen in ver-
sicherungs- und volkswirtschaftlicher Hinsicht
[41]. Diese Autoren versuchen, die Rechtspre-
chung einzudämmen mit einer Delta-v-Argu-
mentation, die seit der Entscheidung des BGH
vom 28. 01. 2003 [14] keine Rolle mehr spielen
sollte. Man könnte manchmal den Eindruck ha-
ben, als handele es sich hier um eine ganz neue
„Erfindung“ des Bundesgerichtshofes. Dabei
wird jedoch übersehen, dass die Anerkennung
psychischer Störungen als Folgen eines Unfalls,
die eine Entschädigungspflicht auslösen können,
sowohl in der Sozial- als auch in der Zivil-
gerichtsbarkeit seit Langem anerkannt sind. So
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hat bereits im Jahr 1926 das damals für die ge-
setzliche Unfallversicherung in letzter Instanz
zuständige Reichsversicherungsamt (RVA) er-
kennen lassen, dass psychische Störungen als
Folge von Hirnkrankheiten, also auch von un-
fallbedingten Hirnschäden, eine Entschädi-
gungspflicht unter Umständen auslösen können.
Diese Störungen wurden damals als „traumati-
sche Psychosen“ bezeichnet [35]. Im zu ent-
scheidenden Fall hatte das RVA allerdings aus-
geführt, dass eine sog. Unfallneurose nicht ent-
schädigungspflichtig ist. Gemeint war hiermit
der Fall, dass die Erwerbsunfähigkeit eines Ver-
sicherten ihren Grund lediglich in seiner Vor-
stellung, krank zu sein, bzw. in mehr oder min-
der bewussten Wünschen ihren Grund hat. So
sei ein vorangegangener Unfall auch dann nicht
eine wesentliche Ursache der Erwerbsunfähig-
keit, wenn der Versicherte sich aus Anlass des
Unfalls in den Gedanken, krank zu sein, hinein-
gelebt hat, oder wenn die sein Vorstellungsleben
beherrschenden Wünsche auf eine Unfallent-
schädigung abzielen oder die schädigenden Vor-
stellungen durch ungünstige Einflüsse des Ent-
schädigungsverfahrens verstärkt worden sind
[35]. In einer Entscheidungsbesprechung wur-
den bereits 1927 Zweifel daran geäußert, ob die-
se Auslegung des RVA richtig sei [32], ob nicht
psychische Erkrankungen auch gerichtlich stär-
ker berücksichtigt werden müssten.

Hatte sich das RVA für den Bereich der ge-
setzlichen Unfallversicherung also noch zurück-
gehalten mit der Anerkennung psychischer Un-
fallfolgen, so ist für den Bereich des zivilen
Haftpflichtrechts das Reichsgericht (RG) er-
heblich weiter gegangen und hat einem Unfall-
opfer Schadensersatzansprüche zugesprochen,
bei dem das Erschrecken beim Unfall und die
über längere Zeit ausgestandene Todesangst
„akute Schäden psychischer Art“ hervorgerufen
haben. Diese so bezeichnete „Unfallneurose“ sei
Unfallfolge und entschädigungspflichtig, selbst
dann, wenn die Veranlagung des Klägers und
der Unfall zur Herbeiführung des tatsächlichen
Zustandes zusammengewirkt hätten [33, 34].

So neu, wie oft getan wird, ist die Anerken-
nung psychischer Störungen als Unfallfolge also
nicht.

Wie sehen nun die heute für den Haftpflicht-
bereich und die gesetzliche Unfallversicherung
zuständigen höchsten Gerichte, der 6. Zivilsenat
des Bundesgerichtshofs (BGH) und der 2. Senat
des Bundessozialgerichts (BSG), die Frage psy-
chischer Unfallfolgen?

� Die Rechtsprechung des BGH

Der BGH verwendet – abweichend von den Di-
agnosebezeichnungen der ICD 10 – folgende
Begriffe

Aktualneurose: Bei dieser Form wird die Neu-
rose (die psychische Erkrankung) unmittelbar
durch das Erleben des Unfallgeschehens ausge-
löst. Dabei wird die psychische Deformität pri-
mär und unmittelbar durch das Unfallereignis
geprägt.

Rentenneurose: Hier wurzelt die psychische
Fehlleistung in einer anderen Art der Fehlver-
arbeitung. Das Unfallgeschehen wird, wie der
BGH einmal ausgeführt hat, zum Anlass genom-
men, in körperliche Beschwerden zu flüchten.
Hieraus resultiert dann eine durch Begehrensvor-
stellungen geprägte Verweigerungshaltung gegen-
über dem Erwerbsleben.

Konversionsneurose: Bei dieser Neuroseform
besteht die Kompensation nicht in direkter Ar-
beitsverweigerung. Hier wird vom Geschädigten
vielmehr der ihm zugefügte Schmerz in somati-
sche Beschwerden (z. B. Schmerzen) konvertiert.
Diese Beschwerden ihrerseits beeinträchtigen
dann seine Arbeitsfähigkeit.

Bei der Rechtsprechung des BGH beschränke
ich mich auf Fälle des Schadensersatz-(Haft-
pflicht-)rechts. Für Ansprüche aus einer privaten
Unfallversicherung gelten andere Kriterien.

Der BGH hat die Rechtsprechung des Reichs-
gerichts [33, 34] aufgegriffen und in einer Ent-
scheidung aus dem Jahr 1956 ausgeführt:

„Der Schädiger hat grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zu ersetzen, die auf einer durch
die Körperverletzung ausgelösten seelischen Stö-
rung des Betroffenen beruhen.“

Diese Entscheidung enthält 2 Punkte:
Auch wenn – wie im damals zu entscheiden-

den Fall – nach dem Inhalt des Gerichtsgutach-
tens beim Kläger ein organisch-neurologischer
Befund nicht vorliegt, beim Kläger also nur psy-
chische Störungen festgestellt werden, können
diese sehr wohl als entschädigungspflichtige
Unfallfolge angesehen werden. Es gehe nicht an,
die Schadensersatzpflicht auf körperlich fest-
stellbare Schäden zu beschränken. Ein ursächli-
cher Zusammenhang zwischen Unfall und neu-
rotischen Störungen könne auch dann ange-
nommen werden, wenn der Unfall eine Person
betraf, die aufgrund einer neurotisch-labilen
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Veranlagung den sich ihr aufdrängenden Zweck-
und Begehrensvorstellungen nicht den erforder-
lichen Widerstand entgegenzubringen vermoch-
te und die hierdurch in ihrer Arbeitsfähigkeit
beeinträchtigt war. Es gehe nämlich weiter nicht
an, die durch den Unfall ausgelösten Störungen
nervöser oder seelischer Art deshalb von der
Schadensersatzpflicht auszunehmen, weil sie auf
einer besonderen Veranlagung des Geschädigten
beruhten. Wer einen gesundheitlich schon ge-
schwächten Menschen verletzt habe, könne nicht
verlangen, so gestellt zu werden, als wenn der
Betroffene gesund gewesen wäre. Ob eine be-
reits gegebene gesundheitliche Beeinträchtigung
auf einem körperlichen Mangel oder auf einer
in der Persönlichkeitsstruktur liegenden see-
lischen Anfälligkeit beruhe, mache rechtlich kei-
nen Unterschied [1, in neuerer Zeit noch einmal
bestätigt von 31]. Es entlastet den Schädiger
nicht, wenn der Geschädigte nicht zu den Star-
ken dieser Welt gehört.

In dieser Entscheidung macht der BGH weiter
darauf aufmerksam, dass die Frage des Ursa-
chenzusammenhangs eine Rechtsfrage ist, die
vom Gericht entschieden werden muss, und
dass der rechtlichen Betrachtungsweise eine
Auffassung fremd sei, die den Ursachenzusam-
menhang auf körperlich-organische Geschehnis-
se beschränke.

Die Entscheidung zu den „Unfallneurosen“
aus dem Jahr 1956 kann – bis heute – als stän-
dige Rechtsprechung des BGH angesehen wer-
den, mit einigen im Laufe der Jahre folgenden
Modifikationen und Grenzziehungen.

So hat der BGH in einer Entscheidung vom
08. 07. 1960 [2] die grundsätzliche Entschädi-
gungspflicht für „Neuroseschäden“ bejaht, dann
jedoch ausgeführt:

„Die Schadensersatzpflicht für sog. Neuroseschä-
den kann dann entfallen, wenn der seelische Zu-
stand des Geschädigten im Wesentlichen nur
durch das – bewusste oder auch unbewusste –
Streben nach Versorgung und Sicherheit oder
durch eine starre Anklammerung an eine vor-
gestellte Rechtsposition zu erklären ist. Die Scha-
densersatzpflicht des Schädigers geht nicht so
weit, dass er auch die Auswirkungen charakter-
lich bedingter abartiger Begehrensvorstellungen
und Rechtsvorstellungen eines Geschädigten zu
ersetzen hat, der den Unfall zum Anlass nimmt,
fortan der Arbeit und dem Lebenskampf aus-
zuweichen“ [2].

Mit anderen Worten: Für die Folgen einer
sog. „Begehrensneurose“ hat der Schädiger nicht
mehr aufzukommen. Ähnlich, wenn auch nicht
so pointiert, hatte der BGH schon in seiner Ent-
scheidung von 1956 entschieden [1]. Auch dies
ist ständige, gefestigte Rechtsprechung des BGH
bis heute.

In einer Entscheidung vom 25. 01. 1968 hat der
BGH die bisherige Rechtsprechung weiter spezi-
fiziert und eine Abgrenzung einer „Unfallren-
tenneurose“ von einer durch den Unfall primär
hervorgerufenen „zweckfreien Aktualneurose“
vorgenommen [3]. Bekräftigt hat der BGH in
dieser Entscheidung seine Auffassung, dass der
Schädiger für die Auswirkungen einer bei dem
Geschädigten durch das Unfallereignis zwar
ausgelösten, letztlich aber charakterlich beding-
ten und in abartigen Rechts- und Sicherheits-
vorstellungen oder in unangemessenen Wunsch-
und Begehrenstendenzen wurzelnden seelischen
Reaktion nicht einzustehen hat. Der BGH
wörtlich:

„Danach hat zwar der Schädiger grundsätz-
lich auch solche Beeinträchtigungen zu ersetzen,
die auf einer durch die Körperverletzung aus-
gelösten seelischen Störung des Betroffenen beru-
hen. Ist aber der seelische Versagenszustand des
Betroffenen im Wesentlichen nur durch das – be-
wusste und unbewusste – Streben nach Versor-
gung und Sicherheit oder durch ein starres An-
klammern an eine vorgestellte Rechtsposition zu
erklären, durch das erst das Bestehen eines Un-
fallschadens psychisch fixiert wird, so entspricht
es sowohl dem Sinn des Schadensausgleichs als
auch dem Gedanken der Billigkeit, dem Schädi-
ger nicht zuzumuten, durch Ersatzleistungen zu
der Verfestigung dieses Zustandes beizutragen
[3]“.

Aber: Ist die Neurose im Wesentlichen durch
die Schwere der körperlichen oder seelischen
Einwirkung des schädigenden Ereignisses, den
erlittenen Schrecken, die erheblichen Einwir-
kungen einer sich anschließenden ärztlichen Be-
handlung oder durch schwere Unrechtsmaßnah-
men zu erklären (zweckfreie Aktualneurose), so
hat der Schädiger für die Folgen auch dann ein-
zustehen, wenn das schädigende Ereignis bei ei-
ner stärker gefestigten seelischen Konstitution
des Betroffenen nicht Folgen dieser Art hervor-
gerufen hätte [3, 5].

Dass es bei Anerkennung psychischer Störun-
gen als Unfallfolge, die eine Entschädigungs-
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pflicht auslösen, nicht auf eine organische Hirn-
schädigung ankommt, hat der BGH in einer
Entscheidung vom 09. 04. 1991 [6] bestätigt. In
diesem Verfahren hatte ein Sachverständiger die
Auffassung vertreten, es sei „mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass das
Gefühl, unschuldig in einen Unfall verwickelt
und dadurch geschädigt worden zu sein, we-
sentlich die Gesamtentwicklung des Klägers be-
stimmt“ habe. Ein anderer Sachverständiger
hatte festgestellt, der heutige Zustand des Klä-
gers ergäbe sich „aus einem Zusammenwirken
zwischen Unfallschädigung und ungünstiger
psychogener Verarbeitung“. Dies reicht nach
Auffassung des BGH aus, die psychischen
Störungen als Unfallfolge zu werten [6].

In einer Entscheidung vom 16. 03. 1993 hat
der BGH noch einmal festgestellt, dass psy-
chische Störungen, auch wenn sie, gutachterlich
festgestellt, „auf eine konversionsneurotische
Fehlverarbeitung des Unfallgeschehens zurück-
zuführen“ sind, zu entschädigen sind. Etwas
Anderes gilt auch dann nicht, wenn in einem
Gutachten festgehalten wird, dass sich die Mehr-
zahl der Krankenhausaufenthalte des Klägers
samt Operationen als Folgen der krankhaften
Erlebnisverarbeitung darstellen. Abgesehen da-
von (insoweit eine persönliche Anmerkung),
dass es schon als durchaus zweifelhaft angese-
hen werden muss, Operationen auf konversions-
neurotische Zusammenhänge zurückzuführen,
führt der BGH hier seine bisherige Rechtspre-
chung zutreffend fort.

Es wurde bereits ausgeführt, dass der BGH
Schadensersatzansprüche für psychische Unfall-
folgen nicht einschränkungslos gewährt, dies al-
so z. B. für rentenneurotische, begehrensneuroti-
sche Haltungen des Klägers nicht gilt. In mehre-
ren Entscheidungen nimmt der BGH eine ande-
re Grenzziehung vor. Eine Zurechnung psy-
chischer Störungen zum Unfall (ein kausaler
Zusammenhang) kommt dann nicht mehr in
Betracht, wenn das Schadensereignis ganz ge-
ringfügig (eine Bagatelle) ist und nicht gerade
speziell auf die Schadensanlage des Verletzten
trifft [8].

In dieser Entscheidung wird zunächst Folgen-
des festgestellt:

Handelt es sich bei den psychisch vermittel-
ten Beeinträchtigungen hingegen nicht um
schadensausfüllende Folgewirkungen einer Ver-
letzung, sondern treten sie haftungsbegründend
erst durch die psychische Reaktion auf ein Un-
fallgeschehen ein, wie dies in den sog. Schock-

schadensfällen regelmäßig und bei Aktual- oder
Unfallneurosen häufig der Fall ist, so kommt ei-
ne Haftung nur in Betracht, wenn die Beein-
trächtigungen selbst Krankheitswert besitzen,
also eine Gesundheitsbeschädigung im Sinne
des § 823 Abs. 1 BGB darstellen und für den
Schädiger vorhersehbar waren [8, so auch 30].
Wiederholt wird dann die Auffassung vertreten,
dass psychische Störungen auch dann Unfallfol-
ge sind, wenn sie auf eine besondere Anfällig-
keit des Geschädigten treffen. Wenn die psy-
chischen Unfallfolgen nicht auf körperliche
Störungen zurückzuführen sind, sondern z. B.
auf den beim Unfall erlebten Schock, gehören
sie zum Haftungsgrund, so dass dann der Be-
weismaßstab des § 286 ZPO [8, 30] gilt.

Der BGH schränkt jedoch weiter ein:
„Ebenso wie im Bereich körperlicher Schäden

sich Grenzen der Zurechenbarkeit in Extremfäl-
len ergeben können, kann eine Haftungsbegren-
zung in Fällen extremer Schadensdisposition
auch bei psychisch bedingten Schäden eintreten.
Das ist freilich nur dann der Fall, wenn das
schädigende Ereignis ganz geringfügig ist (Baga-
telle), und nicht gerade speziell die Schadenanla-
ge des Verletzten trifft und deshalb die psy-
chische Reaktion im konkreten Fall, weil in ei-
nem groben Missverhältnis zum Anlass stehend,
(schlechterdings) nicht mehr verständlich ist.
Diese Grundsätze gelten uneingeschränkt auch
für die Konversionsneurose“ [8, aber auch 9].

Für die Frage, ob ein schädigendes Ereignis
so geringfügig ist, dass nach den Grundsätzen
der genannten Urteile (insbesondere [8]) die
Zurechnung psychischer Folgeschäden aus-
geschlossen sein kann, kommt es auf die bei
dem Unfall erlittene Primärverletzung des Ge-
schädigten an [10]. Am 11. 11. 1997 hatte sich
der BGH mit zwei „Schleudertrauma-Fällen“,
insbesondere mit psychischen Unfallfolgen, zu
befassen [10, 11]. Bei einem dieser Fälle hatte
sich der Kläger bei einem Unfall verletzt. Er
war angeschnallt und ist bei einem Diagonalan-
stoß von vorn mit dem Kopf gegen den Türrah-
men gestoßen. Röntgenologisch und grob neu-
rologisch untersucht, wurde primär eine „Schä-
delprellung bei HWS-Schleudertrauma ohne äu-
ßere Verletzungen oder Anzeichen für eine Gehir-
nerschütterung“ festgestellt. Der Kläger war 5 Ta-
ge krankgeschrieben. In der Folgezeit klagte der
Kläger über weitere körperliche Beeinträchtigun-
gen und Lähmungserscheinungen, die er auf bei
dem Unfall erlittene Verletzungen zurückgeführt
hat. Das Landgericht hatte die Klage abgewiesen.
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Das Oberlandesgericht Hamm hatte die Beru-
fung des Klägers hiergegen zurückgewiesen. Der
BGH [10] hat Unfallfolgen bejaht und aus-
geführt, zwar sei bei der Frage, ob eine Bagatel-
le vorliegt, auf die beim Unfall erlittene Primär-
verletzung abzustellen. Diese könne jedoch im
entschiedenen Fall nicht als geringfügig im Sin-
ne eines Bagatellschadens bezeichnet werden.
Das Berufungsgericht gehe nämlich von einer
Schädelprellung mit HWS-Schleudertrauma aus.
Auch wenn diese Verletzungen organisch folgen-
los ausgeheilt sein mögen, wären sie jedenfalls
bei ihrer Entstehung nicht so unerheblich gewe-
sen, wie dies für einen Ausnahmefall im darge-
legten Sinne erforderlich wäre. Als Bagatellver-
letzung hat der BGH nämlich eine Verletzung
nur dann angesehen, wenn es sich nur um
vorübergehende, im Alltagsleben typische und
häufig auch aus anderen Gründen als einem be-
sonderen Schadensfall entstehende Beeinträchti-
gungen des Körpers oder des seelischen Wohl-
befindens handelt.

Es muss noch einmal ausdrücklich hervor-
gehoben werden, dass bei der Frage, ob es sich
um eine „Bagatelle“ im Sinne der BGH-Recht-
sprechung handelt, auf das Ausmaß der Primär-
verletzung abzustellen ist und nicht auf die
Schwere des Unfalls, wie dies von Wessels und
Castro propagiert wird [41], wobei dann die
Harmlosigkeitsgrenze in das Problem „psy-
chische Unfallfolgen“ eingeführt wäre, was der
BGH gerade nicht vollzogen hat.

Hier darf noch einmal darauf hingewiesen
werden, dass nach der Auffassung des BGH die
Bejahung des Ursachenzusammenhangs zwi-
schen Unfall und hieraus sich ergebenden psy-
chischen Beeinträchtigungen die Regel ist, deren
Versagung (wegen einer Bagatelle) hingegen die
Ausnahme. An Ausnahmen von der Regel sind
aber nach allgemeinen rechtlichen Grundsätzen
strenge Anforderungen zu stellen.

Ausführlich bespricht dann der BGH in dieser
Entscheidung noch einmal die Abgrenzung zwi-
schen einer nicht zu entschädigenden Begehrens-
neurose und einer als Unfallfolge zu bejahenden,
zu entschädigenden Konversionsneurose.

Der BGH hat diese Rechtsprechung wieder-
holt bestätigt [12]. Auch diesem Fall lag ein
„Schleudertrauma“ zugrunde. Interessant neben
den ständig vom BGH wiederholten Ausführun-
gen (Bagatelle, Begehrensneurose) ist an diesem
Urteil, dass der BGH ausgeführt hat, bei der
Frage nach einem Bagatellunfall komme es al-
lein auf die konkret eingetretenen Primärverlet-

zungen und nicht auf die bestimmte Stufe einer
abstrakten Schweregradskala an [11], also auch
nicht auf eine Schweregradtabelle nach Erd-
mann o. ä.

Der BGH führt die Linie, dass auch „psy-
chisch vermittelte“ Unfallfolgen zu entschädigen
sind, fort [13, 14]. Diese Entscheidungen des
BGH, insbesondere die vom 11. 11. 1997 [10,
11] zeigen darüber hinaus, dass die Tatsachen-
instanzen, auch die Oberlandesgerichte, in gro-
ßem Umfang die Rechtsprechung des BGH, die
dieser nunmehr seit über 50 Jahren vertritt,
nicht verinnerlicht haben, und die vom BGH
aufgestellten Grundsätze nach wie vor nicht
berücksichtigen. So musste sich das OLG
Hamm vom BGH vorwerfen lassen, das Urteil
lasse nicht erkennen, ob es eine Zurechnung
der Haftung unter dem Blickpunkt eines Baga-
tellschadens oder einer Begehrensneurose ver-
neint habe. Beide Begründungen wären überdies
fehlerhaft [10].

Zu den sog. „Schockschadensfällen“ darf noch
auf ein relativ neues BGH-Urteil hingewiesen
werden [16], bei dem es um folgenden Fall
ging:

Zwei Polizeibeamte kamen zufällig an einen Ort,
an dem sich zuvor ein schwerer Unfall ereignet
hatte. Ein Versicherungsnehmer des verklagten
Haftpflichtversicherers hatte als „Geisterfahrer“
auf der Autobahn einen Frontalzusammenstoß
verursacht, in dessen Folge beide verunglückten
Fahrzeuge samt Insassen (eine vierköpfige Fami-
lie) verbrannten. Die beiden hinzugekommen Po-
lizeibeamten konnten nicht helfen und mussten
zusehen, wie die Fahrzeuginsassen verbrannten.
Das klagende Land, in dessen Dienst die Beamten
standen, machte für die Leistungen, die es für sie
erbracht hatte, Schadensersatz geltend mit der Be-
gründung, die Polizeibeamten hätten ein post-
traumatisches Belastungssyndrom erlitten.

Der BGH hat hier mit Urteil vom 22. 05. 2007
Schadensersatzansprüche verweigert. Es ist be-
reits oben ausgeführt worden, dass für psy-
chische Unfallfolgen auch dann Ersatz zu leisten
ist, wenn es für diese Störungen kein körperli-
ches Korrelat geben sollte, vorausgesetzt, die
Störung besitzt Krankheitswert. Dies gilt unter
bestimmten Umständen sogar dann, wenn der
Antragsteller nicht einmal selbst betroffen ist;
z. B. die Mutter, die miterleben muss, wie ihr
Kind bei einem Unfall stirbt. In einem Urteil
vom 12. 11. 1985 hatte der BGH in einem an-
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deren Fall Schadensersatzansprüche für „rein“
psychische Störungen zugesprochen und ausge-
führt:

„Nach den Feststellungen im Berufungsurteil
gehen die körperlichen Beeinträchtigungen des
Klägers infolge der unfallbedingten Neurose
weit über das hinaus, was an Beeinträchtigun-
gen bei Miterleben schrecklicher und seelisch
belastender Ereignisse gewöhnlich aufzutreten
pflegt und was als zum allgemeinen Lebensrisi-
ko gehörig jedermann ersatzlos zu tragen hat
[4].“

Damals hatte der BGH noch offen gelassen,
ob auch völlig fremde, mit den eigentlichen Un-
fallbeteiligten nicht in einer näheren Beziehung
stehende Personen bei besonders schweren Un-
fällen Schadensersatz für eine psychische Ge-
sundheitsbeschädigung erhalten können. Diese
Frage hat der BGH in der Entscheidung vom
22. 05. 2007 nachgeholt und ausgeführt:

„Diese Frage ist [ . . . ] zu verneinen. Dabei
spielt es keine entscheidende Rolle, ob es sich bei
den Geschädigten um Polizeibeamte oder andere
Personen handelt, die zufällig das Geschehen
miterleben. In beiden Fällen ist eine Schädigung,
die aus der bloßen Anwesenheit bei einem
schrecklichen Ereignis herrührt, dem allgemei-
nen Lebensrisiko zuzurechnen“ [16] und damit
nicht zu entschädigen.

Unberührt bleibt allerdings die vom BGH in
den letzten Jahren zunehmend über die zum
Schockschaden entwickelten Grundsätze hinaus
akzeptierte Haftung für psychische Gesund-
heitsbeeinträchtigungen nicht am Unfall Betei-
ligter, die in einer besonderen Nähebeziehung
zum Unfallopfer standen, also insbesondere sei-
ner Angehörigen [15].

� Die Rechtsprechung des BSG

Hier ist in erster Linie die Rechtsprechung des
für die gesetzliche Unfallversicherung (GUV)
zuständigen 2. Senats zu besprechen, aber auch
ergänzend die Rechtsprechung des 9., bzw. des
9 a-Senats (zuständig für das soziale Entschädi-
gungsrecht), da dort dieselben Kausalitäts-
grundsätze gelten.

Im Bereich der GUV gilt ein anderer Kausali-
tätsbegriff als im Zivilrecht [36]. Hier – im Be-
reich der GUV – kommt es nicht auf Adäquanz-
gesichtspunkte an. Hier gilt der Begriff der we-
sentlichen Bedingung. *

Hatte noch das RVA [32] allenfalls psychische
Beeinträchtigungen als Folge organischer Hirn-
schäden als Unfallfolge akzeptieren wollen, so
ging das BSG bereits sehr früh andere Wege. Be-
reits in einer heute noch sehr lesenswerten Ent-
scheidung vom 29. 10. 1958 hat das BSG aus-
geführt, dass jede Störung der körperlichen Un-
versehrtheit „in mehr oder weniger großem Aus-
maß das seelische Gleichgewicht beeinträchtigt“
[17, 18]. Hier ging es noch um seelische Folgen
körperlicher Schmerzen/Beeinträchtigungen.

In einem Urteil vom 18. 12. 1962 ging das
BSG dann einen Schritt weiter und hat auch
„nur“ psychische Beeinträchtigungen als Unfall-
folge anerkannt [19]. Denn auch – so das BSG –
psychische Beeinträchtigungen könnten recht-
lich wesentlich durch ein Unfallereignis verur-
sacht sein. Bei der rechtlichen Prüfung ursäch-
licher Zusammenhänge sei auch zu berücksich-
tigen, dass nach den Erkenntnissen der ärzt-
lichen Wissenschaft eine scharfe Trennung zwi-
schen Vorgängen, die nur im organischen Be-
reich abliefen, und solchen, die sich im Psy-
chischen und Geistigen abspielten, nicht berech-
tigt und vielfach praktisch nicht einmal möglich
sei. Wie der BGH (s. o.), so führt auch das BSG
weiter aus, ein Unfallereignis oder seine Auswir-
kungen im Körperlich-Organischen seien nicht
schon deshalb für die psychischen Reaktionen
des Verletzten als Ursache rechtlich unwesent-
lich, weil diese Reaktionen eine entsprechende
psychische Anlage voraussetzten. Auch dürfe bei
der rechtlichen Wertung nicht von vornherein
nur darauf abgestellt werden, wie ein „norma-
ler“ Verletzter reagiert hätte. Diese Rechtspre-
chung hat das BSG bis heute beibehalten und
hat sich dabei von vehementer Kritik an seiner
Rechtsprechung nicht beirren lassen, so wenn
etwa in einer Besprechung des Urteils von ärzt-
licher Seite geäußert wurde: „Im Sozialrecht
wird Willensschwäche und Verantwortungslosig-
keit nicht nur nicht bestraft, sondern sogar ho-
noriert! Wo wird uns eine solche Sozialrecht-
sprechung hinführen?“ [42].
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So hat der 9. Senat des BSG in einem Urteil
vom 12. 06. 2003 sogar die Kausalität im Sinne
der wesentlichen Bedingung bei einem Kläger
bejaht, der überhaupt keine körperlichen Schä-
den davon getragen hat, sondern psychisch
„nur“ wegen des Erlebens der Folgen einer
schrecklichen Gewalttat krank geworden ist und
für diesen Fall die bisherige Rechtsprechung des
9. und des 2. Senats für derartige Fälle konkre-
tisiert. Das BSG:

„Maßgebliches Kriterium für den erforderli-
chen engen Zusammenhang zwischen der das
Primäropfer betreffenden Gewalttat und den psy-
chischen Auswirkungen beim Sekundäropfer ist
die zeitliche und örtliche Nähe zum primär schä-
digenden Ereignis und/oder die personale Nähe
zum Gewaltopfer.

Eine zu einem Schockschaden führende Schä-
digung im Sinne des Opferentschädigungsgeset-
zes liegt vor, wenn das belastende Ereignis eine
– unter Umständen symptomlose – seelische Re-
aktion des Sekundäropfers von einigem Gewicht
bewirkt“ [23].

Es wurde schon darauf hingewiesen, dass das
BSG psychische Reaktionen auch dann als Un-
fallfolge anerkennt, wenn der Unfall auf eine
Schadensanlage des Geschädigten trifft.

In einer Entscheidung vom 02. 02. 1999 hat
der 2. Senat des BSG das Problem der „Scha-
densanlage“ sehr ausführlich behandelt [22].

In einem weiteren Punkt bestand in der
Rechtsprechung des BSG und der Literatur bis-
her Einigkeit. In der Frage nämlich, ob es bei
der Frage der Kausalität auch auf die Geeignet-
heit des Traumas für die geltend gemachten Be-
einträchtigungen ankommt, oder ob ausschließ-
lich auf die individuellen Gegebenheiten beim
Geschädigten abzustellen ist.

Die Antwort des BSG war – bisher? – eindeutig:

„Die Frage, ob eine Bedingung im Sinne der Kau-
salitätsnorm des Rechts der Kriegsopferversorgung
neben anderen Bedingungen die wesentliche Be-
dingung gewesen ist, kann nicht danach beurteilt
werden, ob die Bedingung erfahrungsgemäß im
Allgemeinen unter gleichen Umständen bei ande-
ren Personen den gleichen Erfolg herbeigeführt
hätte, sondern nur nach den besonderen Umstän-
den und der besonderen Einzelpersönlichkeit; es
kommt nicht darauf an, ob die versorgungsrecht-
lich erheblichen Ereignisse sich im „Rahmen
durchschnittlicher, gewöhnlicher“ Anforderungen

gehalten haben, sondern auf die besondere indivi-
duelle Belastbarkeit des Betroffenen [18]“.

Dieser Rechtsprechung hat sich der 2. Senat
des BSG angeschlossen [19]. Auch der 9. Senat
des BSG hat ausdrücklich ausgeführt, die Theo-
rie der wesentlichen Bedingung gebiete eine in-
dividualisierende Prüfung; zu untersuchen sei
nicht der typische Geschehensablauf, sondern
die singuläre Situation des Menschen und seine
Befindlichkeit [24]. Die Literatur folgt dieser
Auffassung [28, 38].

Sowohl der 9. Senat [23] als auch der 2. Senat
des BSG in zwei Entscheidungen vom 09. 05. 2006
[24, 25] scheinen – zumindest teilweise – von
dieser Auffassung abzurücken. Den Entschei-
dungen vom 09. 05. 2006 waren jeweils Urteile
des Sächsischen LSG vorausgegangen, mit de-
nen psychische Unfallfolgen und die Kausalität
anerkannt und ausdrücklich der Auffassung des
9. BSG-Senats [18] widersprochen und ausge-
führt wurde, dass es bei der Kausalitätsprüfung
nicht auf die allgemeine Geeignetheit, sondern
auf die individuellen Verhältnisse beim Kläger
ankomme [36, 37].

Der 9. Senat hatte am 26. 04. 1994 zur Aner-
kennung (nicht nur) psychischer Beeinträchti-
gungen verlangt, dass ein Gutachten, das zur
Grundlage einer Gerichtsentscheidung heran-
gezogen werden soll, Ausführungen enthalten
muss, u. a. ob und in welchem Umfang es in der
medizinischen Wissenschaft Erfahrungen und
Erkenntnisse darüber gebe, dass schädigende
Vorgänge ohne bleibenden körperlichen Scha-
den dazu geeignet sind, das seelische Dauerlei-
den als gesundheitliche Folgeschädigung herbei-
zuführen, an dem der Kläger leidet [21, so auch
24, 25]. Hierzu hat Brandenburg angemerkt,
diese Forderung sei mit der nach dem Kausali-
tätsprinzip der gesetzlichen Unfallversicherung
gebotenen individuellen Beurteilung nicht zu
vereinbaren [26]. Der Kritik von Brandenburg
ist zuzustimmen. Das Sächsische LSG hat es zu
Recht abgelehnt, der Rechtsprechung des 9. Se-
nats des BSG zu folgen. Das Kriterium der Ge-
eignetheit bedeutet einen Bruch zur bisherigen
Rechtsprechung des BSG, wonach es auf indivi-
dualisierende Gesichtspunkte ankommt. Dass ei-
ne „Schadensanlage“ nicht in jedem Fall dazu
führt, dass eine noch so geringe traumatische
Einwirkung als Ursache für psychische Beein-
trächtigungen angenommen und entschädigt
wird, wird m. E. dadurch gewährleistest, dass
sog. Gelegenheitsursachen nicht als wesentliche
Ursachen angesehen werden.

49 Wenn die Seele Schaden nimmt: Psychische Unfallfolgen in der Rechtsprechung und deren „Bewertung“ � 377



� Konsequenzen für den Beispielsfall

Der eingangs in der Einleitung geschilderte Fall
ist danach also wie folgt zu lösen:

Sämtliche vom Kläger geltend gemachten Ge-
sundheitsstörungen im Beispielsfall, der vom
OLG Saarbrücken verhandelt wurde, sind vom
Schädiger zu entschädigen, auch wenn sie nicht
auf einem organischen Korrelat beruhen. Dies
insbesondere auch unter dem Blickwinkel, dass
der vom OLG gehörte Sachverständige Folgen-
des ausgeführt hat:

Der Kläger leide an einem chronifizierten
Schmerzsyndrom, einem neurasthenischen Syn-
drom mit Ermüdbarkeit, Reizbarkeit und
Schwäche, einer stark eingeschränkten Beweg-
lichkeit im Kopf- und Halsbereich durch
schmerzhafte muskuläre Verspannung, eine
Commotio labyrinthi mit Hochton-Innenohr-
Schwerhörigkeit und ständigem Tinnitus sowie
Vertigo bei persistierender Schallempfindungs-
Schwerhörigkeit, einem vegetativem Syndrom
mit Schwindel und anderen Symptomen. Auch
aus medizinischer Sicht wären, so der Sachver-
ständige, diese Gesundheitsbeeinträchtigungen
in ihrer konkreten Gestalt ohne das Unfallereig-
nis und insbesondere ohne die von dem Unfall-
gegner verursachte Primärverletzung nicht auf-
getreten. Das OLG Saarbrücken hat danach das
Urteil des Landgerichts zurecht aufgehoben und
ausgeführt, der Schädiger und sein Haftpflicht-
versicherer würden gesamtschuldnerisch für die
beim Kläger bestehenden und durch den Unfall
ausgelösten Gesundheitsbeeinträchtigungen haf-
ten [30].

Auch wenn es sich bei dem Unfall um einen
Arbeitsunfall gehandelt hätte, wenn also der
Kläger auch Ansprüche gegenüber der Berufs-
genossenschaft auf Bewilligung der Verletzten-
rente geltend machen würde, wären diese An-
sprüche dem Grunde nach zu bejahen. Auch
nach den oben geschilderten Grundsätzen des
BSG zur Frage „psychische Unfallfolgen“ wären
sämtliche Beschwerden als wesentlich durch den
Unfall anzusehen. Wie (mit welcher MdE) diese
einzuschätzen wären, ist eine andere Frage, die
sich aus den Informationen nicht klären lässt.

„Bewertung“ psychischer Unfallfolgen

Wenn die Frage, ob psychische Beeinträchtigun-
gen im Einzelfall als Unfallfolge anerkannt wer-
den, bejaht wird, stellt sich die weitere Frage,
welche Konsequenzen sich hieraus ergeben, bzw.
wie diese Unfallfolgen zu quantifizieren sind.

� „Bewertung“ im Haftpflichtrecht

Anders als im Bereich der GUV (s. unten) gilt im
Bereich des Haftpflichtrechts nicht die generali-
sierende Bewertung. Hier ist nach der konkreten
Beeinträchtigung zu fragen, also danach, was z. B.
das Unfallopfer vor dem Unfall beruflich gemacht
hat. Das wird dann mit dem Zustand nach dem
Unfall verglichen. Kann der Geschädigte den
vor dem Unfall ausgeübten Beruf nicht mehr,
aber auch keine andere Tätigkeit mehr ausüben,
so muss der Schädiger ihm den vollen Ausfall
des Gehalts erstatten, gegebenenfalls unter Abzug
der als Lohnersatz erhaltenen Leistungen von So-
zialversicherungsträgern. Kann er nur noch we-
niger arbeiten oder eine geringer vergütete Ar-
beit ausführen, so muss der Schädiger die Diffe-
renz zwischen dem Gehalt vor dem Unfall und
dem jetzt erzielten Einkommen erstatten. Ver-
bleibt eine nur geringe Restarbeitsfähigkeit, ist
diese aber auf dem Arbeitsmarkt nicht zu verwer-
ten, so schuldet der Schädiger vollen Lohnersatz.

� Bewertung im Bereich
der gesetzlichen Unfallversicherung

Im Bereich der GUV erhält der Verletzte von
dem Unfallversicherungsträger (u. a. der BG),
wenn die gesundheitlichen Störungen Folge ei-
nes Arbeitsunfalls sind, zunächst Verletztengeld,
vergleichbar mit dem Krankengeld der gesetzli-
chen Krankenkassen, längstens jedoch für einen
Zeitraum von 78 Wochen. Dauern Beeinträchti-
gungen über die 26. Woche hinaus an, erhält
der Versicherte eine Verletztenrente. Dies jedoch
nur dann, wenn die Erwerbsfähigkeit (Maßstab
ist der gesamte Arbeitsmarkt) um mindestens
20 vom Hundert gemindert ist (§ 56 SGB VII).

Wie nun psychische Beeinträchtigungen zu be-
werten sind, wie hoch die Minderung der Er-
werbsfähigkeit (MdE) anzusetzen ist, ist ein
Problem. In den üblichen Standardwerken zur
GUV (z. B. [38]) werden Versuche in dieser Rich-
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tung unternommen, die jedoch nach m. M. eher
unbefriedigend sind. Einen guten Ansatz bietet
ein Versuch von Foerster et al. [29], auch wenn
hier im Detail sicher noch Verbesserungen erfor-
derlich sind. Hier werden MdE-Schätzungen für
die akute Belastungsreaktion (ICD-10 F 43.0),
die Anpassungsstörung (ICD-10 F 43.2), die de-
pressive Episode (ICD-10 F 32 und F 33), die an-
haltende affektive Störung (ICD-10 F 34 und F
38.8), die posttraumatische Belastungsstörung
(PTBS) (ICD-10 F 43.1), die somatoforme Stö-
rung (ICD-10 F 45) und einige andere Störungs-
bilder versucht. Beispielhaft soll auf zwei Kom-
plexe eingegangen werden.

Die PTBS kann danach wie folgt bewertet wer-
den [29]:

Somatoforme Störungen können nach Foerster
mit 20 bis 30 v. H. bewertet werden.

Für die somatoforme Schmerzstörung gilt:

Foerster et. al. räumen allerdings ein, dass hier
– im Einzelfall zu begründende – Abweichungen
möglich sind.

Zusammenfassung

� Haftungsrecht

Hat jemand (schuldhaft) die Körperverletzung
eines Anderen verursacht, so haftet er für alle
daraus resultierenden organischen und psy-
chischen Folgen.

Dies gilt unabhängig davon, ob die psy-
chischen Folgen eine organische Ursache haben
(z. B. sog. Schockschäden).

Der Schädiger haftet auch für seelisch be-
dingte Folgeschäden, die auf einer psychischen
Prädisposition oder einer neurotischen Fehlver-
arbeitung beruhen. Es reicht aus, dass der Un-
fall Auslöser für die psychischen Folgereaktio-
nen war, auch wenn die pathologische Persön-
lichkeitsstruktur des Geschädigten bereits vor
dem Unfall angelegt war. Eine Zurechnung psy-
chischer Störungen zu dem Unfall (ein kausaler
Zusammenhang) kommt dann nicht mehr in
Betracht, wenn das Schadensereignis ganz ge-
ringfügig ist und nicht gerade speziell auf die
Schadensanlage des Verletzten trifft (Bagatelle).

Für die Folgen einer sog. „Begehrensneurose“
hat der Schädiger nicht mehr aufzukommen.

� Sozialrecht –
Gesetzliche Unfallversicherung

Auch psychische Beeinträchtigungen können im
Sinne der wesentlichen Beeinträchtigungen
durch einen Arbeitsunfall verursacht worden
sein. Sie sind dann in der GUV zu entschädi-
gen. Dies gilt auch, wenn keine organischen
Schäden vorliegen, wenn „nur“ psychische Be-
einträchtigungen festzustellen sind (z. B. bei sog.
Schockschäden).

Dies gilt auch bei einer schon vor dem Unfall
bestehenden entsprechenden Prädisposition.
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� Unvollständig ausgeprägtes
Störungsbild

MdE bis 20 v. H.

� Üblicherweise zu beobachtendes
Störungsbild, geprägt durch starke
emotionale und durch Ängste
bestimmte Verhaltensweisen mit
wesentlicher Einschränkung der
Erlebnis- und Gestaltungsfähigkeit
und gleichzeitig größere sozial-
kommunikative Beeinträchtigungen

MdE bis 30 v. H.

� Schwerer Fall, gekennzeichnet
durch massive Schlafstörungen mit
Alpträumen, häufige Erinnerungs-
einbrüche, Angstzustände, die auch
tagsüber auftreten können, und
ausgeprägtes Vermeidungsverhalten

MdE bis 50 v. H.

� Schmerzzustand mit leicht- bis
mäßiggradiger körperlich-funktioneller
Einschränkung

MdE bis 10 v. H.

� Chronifizierter Schmerzzustand mit
stärkergradiger körperlich-funktioneller
Einschränkung und psychisch-
emotionaler Beeinträchtigung

MdE bis 30 v. H

� Chronifizierter Schmerzzustand mit
schwerwiegender körperlich-
funktioneller Einschränkung und
erheblicher psychisch-emotionaler
Beeinträchtigung

MdE bis 40 v. H
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